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1 Rahmenbedingungen und planerisches Konzept 

1.1 Ziel und Zweck der Bebauungsplanaufstellung 

Die Stadt Rosenfeld beabsichtigt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Dornbrunnen I, 7. Än-
derung und Erweiterung“ das Betriebsgelände der Martin Höhn GmbH nach Südwesten hin zu er-
weitern, um standortnahe Flächenreserven für die Expansion des Betriebs dauerhaft zu sichern und 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von neuen Betriebsgebäuden zu schaf-
fen. Zudem sollen die bisherigen Festsetzungen des seit 1971 rechtskräftigen Bebauungsplanes 
„Dornbrunnen I“ sowie die Festsetzungen aus der 3., 5. und 6. Änderung des Bebauungsplanes, die 
in den Bereich der vorliegenden 7. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes fallen, an die 
aktuellen Anforderungen des Umwelt-, Klima- und Artenschutzes angepasst werden. Folglich wer-
den für den ca. 6,0 ha großen Geltungsbereich neue Festsetzungen getroffen. Die Ausweisung der 
Art der baulichen Nutzung als Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO und als Industriegebiet nach § 9 
BauNVO bleibt jedoch unverändert.  

Ziel und Zweck der vorliegenden Bebauungsplanänderung ist, das Plangebiet und dessen Erweite-
rungsfläche städtebaulich dahingehend zu optimieren, dass die Gebäude unter Berücksichtigung 
der topographischen Verhältnisse mit einer Höhe von mehr als 18 m zum Schutz des Orts- und 
Landschaftsbildes sich im Bereich der öffentlichen Erschließungsstraße und in einem kleineren Be-
reich inmitten des Gewerbegebiets befinden. Somit wird die Bauhöhe im Industrie- und Gewerbege-
biet innerhalb der Teilfläche 1 auf maximal 20 m und innerhalb der Teilfläche 4 auf maximal 30 m 
beschränkt. Der Großteil des Gewerbegebiets lässt dagegen Bauhöhen bis 16 m bzw. 18 m zu und 
entspricht somit der Bebauung in der näheren Umgebung. Die Zulässigkeit von hohen baulichen 
Anlagen ist für die gewerbliche Nutzung unerlässlich und dient dem sparsamen Umgang mit Grund 
und Boden. Daher werden die bereits bestehenden Gebäude teilweise aufgestockt.  

Des Weiteren wird der bestehende landwirtschaftliche Weg zur Vergrößerung der Gewerbegebiets-
fläche im Südwesten zum Teil nach Süden verlegt. 

Die bisherigen Festsetzungen hinsichtlich der im zeichnerischen Teil ausgewiesenen Pflanzgebote 
und Verkehrsflächen entfallen somit mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Dornbrunnen I, 7. 
Änderung und Erweiterung“. Dadurch werden dem Betrieb gewisse Freiheiten bei der Gestaltung 
des Betriebsgeländes zugesprochen. Das im Osten des Gewerbegebiets bestehende Retentions-
becken wird dagegen erhalten, da dieses der schadlosen Beseitigung des Niederschlagswassers 
im Trennsystem dient. Zudem werden im Osten des Gewerbegebiets die vorhandenen Baumbe-
stände als Ortsrandeingrünung über eine Pflanzbindung gesichert und somit dauerhaft erhalten.  

Zusammenfassend werden mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Dornbrunnen I, 7. Änderung 
und Erweiterung“ eine vorausschauende Überplanung des Gewerbegebiets und Sicherung von 
standortnahen Flächenreserven ermöglicht, die aufgrund der dynamischen Entwicklung des Be-
triebs bereits jetzt erforderlich sind. Die Stadt Rosenfeld ist deshalb bestrebt den vorhandenen und 
zukünftigen Bedarf mit der Arrondierung des Areals zu decken und die regionale Verankerung der 
Mitarbeiter zu unterstützen.   

Im nachfolgenden werden zur besseren Überschaubarkeit der rechtskräftige Bebauungsplan „Dorn-
brunnen I“ und die 3., 5. und 6. Änderung des Bebauungsplanes „Dornbrunnen I“ innerhalb des 
Geltungsbereichs der geplanten 7. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes dargestellt. 
Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes „Dornbrunnen I, 7. Änderung und Erweiterung“ werden die 
bisherigen Festsetzungen aufgehoben.  
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Abbildung 1: Abgrenzung des Plangebiets auf Grundlage des seit 17.12.1971                            
rechtskräftigen Bebauungsplanes „Dornbrunnen I“ 

 

Abbildung 2: Abgrenzung des Plangebiets auf Grundlage des seit 19.11.2009 rechtskräftigen Be-
bauungsplanes „Dornbrunnen I, 3. Änderung und Erweiterung“ 
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Abbildung 3: Abgrenzung des Plangebiets auf Grundlage des seit 27.03.2013 rechtskräftigen          
Bebauungsplanes „Dornbrunnen I, 5. Änderung und Erweiterung“ 

 

 

Abbildung 4: Abgrenzung des Plangebiets auf Grundlage des seit 19.07.2018 rechtskräftigen          
Bebauungsplanes „Dornbrunnen I, 6. Änderung“ 
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1.2 Ausgangssituation und Bestandsbeschreibung 

Das Betriebsgelände der Firma Martin Höhn GmbH mit Fabrikhallen liegt südlich der Siemensstraße. 
Bei dem Firmengebäude handelt es sich um ein dreigeschossiges Gebäude mit Flachdach, welches 
zukünftig aufgestockt werden soll.  

Innerhalb des Firmenareals sind im derzeitigen Bestand gepflasterte Parkplätze mit asphaltierten 
Betriebswegen und Grünflächen mit Einzelbäumen vorzufinden. Im Süden des Bestandsgebäudes 
stehen auf einer umzäunten Grünfläche Solarmodule. Des Weiteren ist innerhalb des Firmengelän-
des im Südosten des Plangebiets ein Retentionsbecken zur Beseitigung des unbelasteten Nieder-
schlagswassers vorzufinden. Das Retentionsbecken bietet mit seinem Feuchtwiesenhabitat schilf-
artigen Pflanzen Lebensraum. Auf Flst. 522/14 ist zudem ein weiteres, kleines Retentionsbecken 
auf einer Fettwiese vorzufinden. Bei den weiter südlichen und westlich gelegenen Flächen handelt 
es sich um landwirtschaftlich genutzte Flächen, die über den landwirtschaftlichen Weg auf Flst. 4564 
erschlossen werden. Darüber hinaus sind im Westen angrenzend an Bestandsgebäude des Indust-
riegebiets mit Schutt und Schotter bedeckte Flächen vorzufinden.  

Die nähere Umgebung ist durch industrielle, gewerbliche und landwirtschaftliche Nutzungen ge-
prägt. Das Gelände fällt nach Südosten hin ab und umfasst teilweise FFH-Mähwiesen.  

Nachfolgende Fotos geben einen Eindruck des Plangebiets wieder. 

 
Blick von Ost nach West über die Siemensstraße 
(Flst. 522/3) 

 

Blick vom Nordwesten nach Südosten über das 

Plangebiet (Flst. 1288)  

 
Blick vom Westen nach Osten über den landwirt-
schaftlichen Weg (Flst. 4564) 

 
Blick vom Südosten nach Nordwesten (Flst. 4585) 
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Blick über das Retentionsbecken von Westen nach 
Osten (Flst. 4580) 

 
Blick vom Süden nach Norden (Flst. 4578) 

Abbildung 5: Bestandsaufnahme 

 

1.3 Räumlicher Geltungsbereich und Lage des Plangebiets 

Das Plangebiet befindet sich im Südwesten von Rosenfeld auf einer Höhe von ca. 644 bis 652 m 
über NHN und liegt überwiegend auf Bickelsberger Gemarkung.  

Der ca. 6,0 ha große Geltungsbereich umfasst vollständig die Flst. 4580, 1290, 1289, 1288, 4548, 
4549, 4550, 4558 sowie teilweise das Flst. 4564 der Gemarkung Bickelsberg. Zudem liegen die Flst. 
522/7, 522/8, 522/14, 522/15, 522/17, 522/46 der Stadt Rosenfeld vollständig und die Flst. 4559, 
522/11, 522/39 nur teilweise innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
„Dornbrunnen I, 7. Änderung und Erweiterung“. 

Die nachfolgende Abbildung zeigt die Lage des Plangebiets (rot markiert). 

 

Abbildung 6: Übersichtslageplan, unmaßstäblich (Plangebiet = rot) 
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Das Plangebiet wird im Norden durch die Siemensstraße (Flst. 522/3) begrenzt. Im Osten grenzen 
die bebauten Grundstücke (Flst. 522/9, 522/13, Gemarkung Rosenfeld) an. Zudem wird das Plan-
gebiet im Osten durch einen Grasweg (Flst. 4583, Gemarkung Bickelsberg) begrenzt. Im Süden 
befindet sich der landwirtschaftliche Weg (Flst. 4564), der zum Teil innerhalb des Geltungsbereichs 
liegt, sowie die landwirtschaftliche Fläche (Flst. 4560, Gemarkung Bickelsberg). Im Westen liegt das 
Plangebiet angrenzend an Bestandsgebäuden eines weiteren Betriebsgeländes (Flst. 522/5, 
522/11, Gemarkung Rosenfeld) und wird durch die Graswege (Flst. 522/39 der Stadt Rosenfeld und 
Flst. 1348, 4547 der Gemarkung Bickelsberg) begrenzt.  

Die Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches kann dem Lageplan der nachfolgenden Abbil-
dung entnommen werden. 

 

Abbildung 7: Geltungsbereich des Bebauungsplans „Dornbrunnen I, 7. Änderung und Erweiterung“, 
unmaßstäblich (Plangebiet = schwarze Balkenlinie, Gemarkungsgrenze = gelbe Linie) 

 

2 Erschließung 

2.1 Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebiets erfolgt im Norden über die Siemensstraße (Flst. 
522/3) und im Westen über das geplante Gewerbegebiet Dornbrunnen V.  

 

 



FRITZ & GROSSMANN / Stadt Rosenfeld „Dornbrunnen I, 7. Änderung und Erweiterung“ - Begründung  

9 

 

2.2 Stromversorgung 

Die Stromversorgung ist im bestehenden Gebiet vorhanden.  

2.3 Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 

Die Ver- und Entsorgung von Wasser und Abwasser ist über den Anschluss an das vorhandene 
Leitungsnetz der Stadt Rosenfeld gesichert. 

Die Abwasserentsorgung hat getrennt vom unverschmutzten Niederschlagwasser zu erfolgen. Für 
die Beseitigung des unverschmutzten und unbelasteten Niederschlagswassers gibt es im Bestand 
im Südosten des Plangebiets das Retentionsbecken.  

3 Übergeordnete Planungen 

3.1 Regionalplan Neckar-Alb 

Für das Plangebiet „Dornbrunnen I, 7. Änderung und Erweiterung“ bestehen keine entgegenstehen-
den Ausweisungen im Regionalplan 2013 Neckar-Alb, da dieses dort als geplante „Siedlungsfläche 
Wohnen und Mischgebiet“ dargestellt ist. 

 

Abbildung 8: Ausschnitt aus dem Regionalplan Neckar Alb 2013, unmaßstäblich (Plangebiet = rot 
umkreist) 
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3.2 Flächennutzungsplan  

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Rosenfeld stellt das Plangebiet als gewerbliche Bau-
fläche dar. 

 

Abbildung 9: Ausschnitt des FNP, unmaßstäblich (Plangebiet = rote Balkenlinie) 

4 Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen 

Mit der Ausweisung der Nutzungsarten Industriegebiet gemäß § 9 BauNVO und Gewerbegebiet 
gemäß § 8 BauNVO werden die Nutzungen der rechtskräftigen Bebauungspläne „Dornbrunnen I“ 
weiterhin dauerhaft gesichert und die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die geplanten Vor-
haben innerhalb der Erweiterungsfläche geschaffen. Die Begründung für die genannten Arten der 
baulichen Nutzung ergibt sich aus den dargestellten Zielen und Zwecken der Bebauungsplanauf-
stellung (S.4). Damit wird vorausgesetzt, dass auch die neuen baulichen Anlagen vorwiegend dem 
Zwecke der in §§ 8 und 9 BauNVO aufgelisteten Nutzungen dienen. 

Die Nutzungen wie Vergnügungsstätten nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO und Tankstellen nach § 8 
Abs. 2 Nr. 3 BauNVO und § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO werden aus immissionsschutzrechtlichen Grün-
den sowie zum Schutz des Grundwassers und des Bodens untersagt.  

Durch den Ausschluss selbständiger Einzelhandelsbetriebe kommt die Stadt ihrer Verpflichtung 
nach gemäß § 1 Abs. 4 BauGB die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Das 
Industrie- und Gewerbegebiet befinden sich am südwestlichen Rand von Rosenfeld und somit nicht 
in einer städtebaulich integrierten Lage. Daher wird im Bebauungsplan festgesetzt, dass eine Ver-
kaufstätigkeit ausnahmsweise im Rahmen und im sachlichen Zusammenhang mit einem im Indust-
rie- oder Gewerbegebiet angesiedelten Handwerks-, Produktions- oder Dienstleistungsbetrieb auf 
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untergeordneter Fläche zulässig ist. Die Verkaufsfläche darf nicht großflächig sein und höchstens 
25 % der Gesamtnutzfläche des Betriebs betragen.  

Die planungsrechtlichen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung, wie die Grundflächenzahl 
(GRZ), ergeben sich aus den Anforderungen der BauNVO. Daher wird für das Industriegebiet und 
das Gewerbegebiet eine GRZ von 0,8 festgesetzt, wobei diese Festsetzung nach BauNVO als Ori-
entierungswert zu verstehen ist und für die bebauten und versiegelten Bereiche Bestandsschutz gilt. 

Aufgrund der topographischen Verhältnisse sowie zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden 
ist eine Einteilung des Gewerbegebiets in vier Teilbereiche (Teilfläche 1, 2, 3 und 4) erfolgt, um die 
Höhe der baulichen Anlagen auf das vorhandene Gelände anzupassen und bauliche Anlagen mit 
einer maximal zulässigen Höhe von 20 m oder 30 m ausschließlich innerhalb von aus der städte-
baulichen Sicht orts- und landschaftsbildverträglichen Bereichen zuzulassen. Darüber hinaus wird 
die maximal zulässige Bauhöhe zum Schutz des Landschaftsbildes auf 16 m bzw. 18 m und die 
Modulhöhe innerhalb der Fläche für Pflanzgebot 2 (PFG 2) auf 3,50 m beschränkt.  

Durch die Festsetzung der abweichenden Bauweise mit u.a. einer zulässigen Gebäudelänge von 
bis zu 100 m wird dem Bestand entsprochen und eine optimale Überbauung des Industrie- und 
Gewerbegebiets weiterhin ermöglicht. Zudem ist die abweichende Bauweise für die betrieblichen 
Abläufe einer umfänglichen Lagerung sinnvoll. 

Mit der Festsetzung der Baugrenze sollen ausreichende Abstände zur Straße und den angrenzen-
den Grünstrukturen gewährleistet werden. Die Abgrenzung erfolgt dennoch großzügig, um den Bau-
herren größtmögliche Freiheiten bei der Gestaltung des Firmenareals zuzusprechen. Die Vorschrif-
ten der Landesbauordnung zu den Abstandsregeln gelten weiterhin.  

Um die Industrie- und Gewerbeflächen so effizient wie möglich zu nutzen sind nicht überdachte 
Stellplätze und Nebenanlagen innerhalb und außerhalb der überbaubaren Flächen zugelassen. Für 
(Tief-) Garagen und überdachte Stellplätze sind dagegen die Baugrenzen einzuhalten. Damit wer-
den ausreichend große Abstände zu den öffentlichen Verkehrsflächen und den Pflanzgeboten ge-
währleistet.  

Aus Gründen der Verkehrssicherheit sind die von der Bebauung freizuhaltenden Flächen erforder-
lich, um ausreichende Sichtverhältnisse in den Verkehrsraum zu schaffen. Somit wird beim Abbie-
gen oder Ein- und Ausfahren der fließende Verkehr nicht behindert.  

Zur Verminderung einer technischen Überprägung des Gebietes und damit zum Landschaftsschutz 
ist es vorgeschrieben, Leitungen unterirdisch zu verlegen. Die Duldungspflicht von Versorgungsein-
richtungen wie z.B. Kabelverteilerschächte und -schränke, Trafostationen und bestehenden Freilei-
tungen ergibt sich aus der Notwendigkeit elektrische Energieversorgung gewährleisten zu können.  

Das anfallende unverschmutzte sowie gering verschmutzte Niederschlagswasser ist getrennt vom 
Schmutzwasser abzuführen. Zudem kann das Niederschlagswasser in Brauchwassertanks gesam-
melt und nach den gesetzlichen Bestimmungen genutzt werden. Mit dieser Festsetzung wird den 
gesetzlichen Anforderungen entsprochen und ein weiterer Beitrag zur Vermeidung von Eingriffen in 
den natürlichen Wasserkreislauf sowie zur Entlastung der Kläranlagen geleistet. 

Zum Schutz geschützter Tierarten sind Vermeidungsmaßnahmen durchzuführen. 

Mit der Festsetzung des Pflanzgebots 1 (PFG 1) soll je 100 m² der nicht überbauten und nicht be-
festigten Grundstücksfläche mindestens ein Baum gepflanzt werden. Das PFG 1 übernimmt eine 
wichtige Funktion im Naturhaushalt, die gestärkt werden soll. Es wirkt sich positiv auf das Mikroklima 
aus und bieten Lebensraum für verschiedene Tierarten. 

Mit der Festsetzung des Pflanzgebots 2 (PFG 2) wird die Extensivierung der Grünlandnutzung auf 
der für die Errichtung einer Photovoltaikanlage vorgesehenen Fläche sichergestellt.  
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Darüber hinaus werden mit der Festsetzung von Pflanzbindung 1 (PFB 1) die bestehenden Grün-
strukturen am Randbereich des Gewerbegebiets erhalten. 

Die Festsetzung einer Rückbauverpflichtung ist erforderlich, um einen Zeitraum für den Rückbau der 
Photovoltaik-Anlage nach Außerbetriebnahme vorzugeben. 

5 Begründung der Örtlichen Bauvorschriften 

Die örtlichen Bauvorschriften werden innerhalb einer eigenständigen Satzung vom Gemeinderat der 
Stadt Rosenfeld auf der Grundlage von § 74 LBO BW beschlossen. Ziel der Bauvorschriften ist es, 
in positiver Weise auf die Gestaltung der baulichen Anlagen Einfluss zu nehmen.  

Die Bauvorschriften geben einen Rahmen vor, innerhalb dessen ein einheitliches und geordnetes 
Erscheinungsbild des Plangebietes, eine harmonische Einbindung in das Landschaftsbild und die 
Sicherung der ökologischen Erfordernisse gewährleistet sind. Aus diesen Gründen ergeben sich die 
Vorschriften zur Dach- und Fassadengestaltung.  

Als Dachformen werden im Industrie- und Gewerbegebiet alle Dachformen zugelassen. Dadurch 
kann die Nutzung und Exposition von Solaranlagen auf den Dachflächen optimal umgesetzt werden.  

Die Verpflichtung, eine Dachbegrünung von Dachflächen mit einer Neigung bis zu 5° auszuführen, 
wird festgeschrieben, um den ökologischen Aspekten eines hochwertigen Naturhaushalts gerecht 
zu werden. Für Gebäude mit Fußbodenhöhen über 22,0 m sind keine Dachbegrünungen vorgege-
ben, da dies der Vorschrift der Muster-Hochhausrichtlinie widerspricht, wonach Bauteile auf Dächern 
von Gebäuden mit Fußbodenhöhen > 22,0 m, aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen müssen.  

Als wassergefährdende Baustoffe werden Blei, Kupfer und Zink zur Dacheindeckung und Fassa-
dengestaltung ausgeschlossen. Für eine möglichst städtebauverträgliche Gestaltung der Baukörper 
sind stark reflektierende, glänzende oder glasierte Materialien sowie eine unbeschichtete metalli-
sche Dacheindeckung untersagt. Um unnötige Belastungen des Dachflächenwassers mit Metallen 
zu verhindern, wird Kupfer, Zink oder Blei nur in beschichteter oder ähnlicher Weise behandelter 
Ausführung zugelassen. Ausgenommen von dieser Regelung sind hinsichtlich des Dachflächenan-
teils deutlich untergeordnete Dachflächen (z.B. Gauben, Wiederkehren, Vordächern, Eingangsüber-
dachungen, Erker u.ä.), weil sie keine potenzielle Gefahr hinsichtlich der möglichen Belastung des 
Dachflächenwassers darstellen. 

Zur Verringerung der Blendwirkung ist für die Herstellung der Solarzellen ein entspiegeltes Glas zu 
verwenden.  

Aus ortsbildprägenden Gründen sind grelle, fluoreszierende und spiegelnde Oberflächen an Gebäu-
defassaden untersagt. Des Weiteren soll durch Ausschluss von Kunststoffverkleidungen an Gebäu-
defassaden die Materialauswahl auf qualitative Materialien begrenzt werden.  

Zum Schutz des Landschafts- und Ortsbildes werden nur unbewegliche Werbeanlagen ausschließ-
lich an der Stätte der Leistung zugelassen. Aus artenschutzrechtlichen Gründen sind beleuchtete 
Werbeanlagen mindestens zwischen 23 Uhr und 5 Uhr abzuschalten. 

Die Bauvorschriften bezüglich der lebenden Einfriedungen wie Hecken oder der toten Einfriedungen 
wie Zäune, die im gesamten Industrie- und Gewerbegebiet zulässig sind, dienen dem Schutz des 
Betriebsgeländes und sollen zugleich ein möglichst offen wirkendes Betriebsgelände gewährleisten. 
Ausschließlich aus Sicherheitsgründen dürfen die toten Einfriedungen wie Zäune bis zu einer Höhe 
von 2,50 m errichtet werden. 

Um den Tieren Durchquerungsmöglichkeiten zu gewährleisten, ist mit Zäunen zum Boden hin ein 
Abstand von mindestens 0,15 m einzuhalten. Da durchgehende geschlossene bauliche Einfriedun-
gen kaum überwindbare Barrieren für Tiere darstellen, werden diese ausgeschlossen. 
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Stacheldraht stellt keinen sicheren Einbruchsschutz, aber eine potentielle Gefahr für Lebewesen dar 
und ist deshalb nicht zulässig. Kunststoffe belasten die Umwelt und werden daher als Material für 
Einfriedungen ausgeschlossen. 

Aus ökologischen Gründen sind die unbefestigten Flächen als Grünflächen zu gestalten und zu un-
terhalten. Das Errichten von Stein- und Koniferenflächen, insbesondere in Kombination mit nicht 
durchwurzelbaren Folien, sowie die Gestaltung von vegetationsfreien Flächen mit Steinschüttungen 
(Zierkies, Schotter, Wacken) werden untersagt, um auch im kleinklimatischen Bereich Kaltluftprodu-
zenten anzulegen sowie die Artenvielfalt zu fördern.  

Die im zeichnerischen Teil dargestellte Fläche für die Wasserwirtschaft dient dem Ausgleich der im 
Rahmen der 5. Änderung des Bebauungsplanes „Dornbrunnen I“ entfallenden mageren Flachland-
Mähwiese. Somit ist diese Fläche zu extensivieren und als eine magere, artenreiche Wirtschafts-
wiese zu entwickeln. Außerdem dient sie der kontrollierten Abführung des unverschmutzten Nieder-
schlagswassers in den Boden.  

Zum Schutz des Grundwassers vor möglichen Verunreinigungen wird festgesetzt, dass LKW Stell-
plätze, Verlade- bzw. Umschlagsflächen sowie Bereiche, in denen mit wassergefährdenden/ unbe-
kannten Stoffen umgegangen wird, wasserundurchlässig zu befestigen und über einen Leichtstoff-
abscheider in die öffentliche Kanalisation zu entwässern sind. Um die Auswirkungen der Versiege- 

lung auf die Grundwasserneubildungsrate dennoch möglichst gering zu halten sind befestigte Bo-
denoberflächen, auf denen keine Gefahr besteht, dass es zu Verschleppungen und Verunreinigun-
gen des Bodens kommt, aus wasserdurchlässigen oder wasserrückhaltenden Belägen herzustellen. 
Auf diese Weise können Bodenversiegelungen auf das unabdingbare Maß reduziert werden. Zu-
fahrten sind zum Schutz des Bodens generell als versiegelte Flächen anzulegen.  

Zur Energieeinsparung und zum Schutz nachtaktiver Insekten und Fledermäuse werden insekten- 
und fledermausfreundliche Außenbeleuchtungen festgesetzt. In diesem Zusammenhang wird auf 
die Beschreibung der Vermeidungsmaßnahme 1 (V1) in der artenschutzrechtlichen Relevanzunter-
suchung mit Habitat-Potenzial-Analyse (HPA) verwiesen, die dem Bebauungsplanvorentwurf als An-
hang beiliegt.  

6 Auswirkungen der Planung auf Natur und Landschaft 

Die Ergebnisse der Umweltprüfung einschließlich der Eingriffs- und Ausgleichsbilanz und die Spe-
zielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) sind dem Bebauungsplan als Anhang beigefügt.  

7 Flächenbilanz 

Die Flächenbilanz ist der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen. 
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Flächenbilanz Fläche in m² 

Größe des Geltungsbereichs  
 

59.927 

darin enthalten: 

 Fläche für Gewerbegebiet 43.865 

 Fläche für Industriegebiet 4.485 

 Verkehrsfläche bes. Zweckbestimmung 676 

 PFG 2 9.820 

 PFB 1 1.081 

 

 

 

  

Balingen, den  Rosenfeld, den  

 

i.V. Tristan Laubenstein Thomas Miller 

Büroleitung Bürgermeister 

 


